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VORWORT

Expertisen
Expertise ist nicht gleich Expertise. Diese Feststellung haben Sie
vielleicht auch schon machen müssen. Die Begutachtung eines
Schadenfalles und anschliessende Erstellung einer Expertise sind
anspruchsvolle und komplexe Aufgaben, die vom Experten inter-
disziplinäres Denken und Wissen abverlangen. Mit der vorliegen-
den Sondernummer von NaturBauStein will die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft für den Naturstein Pro Naturstein (PNS) und
der Naturstein-Verband Schweiz (NVS) anzeigen, welche Elemente
eine gut abgefasste und zweckdienliche Expertise beinhalten muss.
Es lassen sich dabei juristische, formalistische und technische
Elemente unterscheiden.

Hans Stoller, Experte für Baurecht und Baumanagement, Lenz-
burg, geht auf die rechtlichen Aspekte von Gutachten und Exper-
tisen ein. Was ist eine Mängelrüge? Welche Fristen sind zu be-
achten? Was ist unter Kausalhaftung des Unternehmens zu
verstehen? Wie läuft ein Schiedsgutachten ab? Dies nur einige
Fragen, auf welche sein Artikel Antworten zu geben versucht.

Hansjörg Epple, Natursteinexperte, Rüschlikon, stellt die Gestal-
tungselemente vor, welche eine Expertise zwingend beinhalten
muss. Nach welcher Gliederung sollte ein Gutachten abgefasst
sein? Ist die Ausgangslage geschildert? Sind die gemachten Be-
obachtungen exakt wiedergegeben? Erfolgt effektiv eine Beurtei-
lung? Sind die Verantwortlichen klar bezeichnet?

Dr. Philipp Rück, Natursteinexperte, Lenzburg, schliesslich schreibt
über technische Möglichkeiten und Grenzen von Gutachten. Welche
Möglichkeiten bieten visuelle Beurteilungen? In welchem Ausmass
sind die Normen zu beachten? Woran orientieren sich die Gutachter
bei der Beurteilung? Wo können Laboruntersuchungen weiterhel-
fen? Wie steht es mit dem Kosten-Nutzen-Verhältnis einer Expertise?

Jürg Depierraz

Der Naturstein-Verband Schweiz (NVS) vermittelt neutrale Naturstein-Ex-
perten für sämtliche Naturstein-Bereiche. Interessierte sind gebeten, hierfür
mit der Geschäftsstelle (Telefon 031 382 23 22) Kontakt aufzunehmen. Wir
helfen Ihnen gerne weiter.

Streitfälle rund um den Bau:
Fachgerechte Untersuchungen notwendig.



Beim Abschluss eines jeden Werk-
vertrages geht man davon aus, am
Ende das bestellte und den Wün-
schen entsprechende Werk zu er-
halten. Leider wird dieses Ziel nicht
immer erreicht. Bei oder nach der
Abnahme wird festgestellt, dass
das Werk den Wünschen nicht
entspricht, d.h. mangelhaft ist. Es
geht im Nachfolgenden darum zu
zeigen, was die Juristen unter dem
Begriff des Mangels verstehen,
welche Mängelrechte der Bauherr
hat und wie er vorgehen muss, 
damit diese Mängelrechte effektiv
durchgesetzt werden können.

Begriff des Mangels
Die Juristen definieren den Mangel
als die Abweichung vom vertraglich
Versprochenen.
Der Mangel wird als Differenz zwi-
schen dem Soll- und Ist-Zustand de-
finiert, wobei es in vielen Fällen
ausserordentlich schwierig ist fest-
zustellen, ob gegenüber dem, was
der Unternehmer im Rahmen des
Vertrages versprochen hat, effektiv
eine Abweichung vorliegt. Oft zu
grossen Schwierigkeiten Anlass gibt
die Frage, was effektiv versprochen
wurde. Diese Frage kann nur dann
richtig beantwortet werden, wenn
zwischen den Parteien eine klare
Abmachung bezüglich der zu er-
bringenden Leistungen getroffen
wurde. Fehlt eine solche klare Ab-
machung, ist davon auszugehen,
dass der Besteller wie auch der
Unternehmer unterschiedliche Vor-
stellungen über die zu erbringenden
Leistungen haben und die Frage,
was effektiv versprochen ist, vom
Richter beantwortet werden muss.

Bei vielen Nebenleistungen ist es
den Parteien nun kaum zuzumuten,
diese Nebenpunkte abschliessend zu
definieren. Hier wird die zu erbrin-
gende Leistung durch Normen, Re-
geln und Übungen eines Berufsstan-
des definiert.

Dem Besteller sind weder die Normen
noch die besonderen Regeln des Be-
rufsstandes bekannt. Oftmals hat der
Besteller dann in Unkenntnis dieser
Anforderungen den Eindruck, das
gelieferte Werk entspreche in keiner
Art und Weise den allgemein gülti-
gen Qualitätsanforderungen undsei
aus diesem Grund mangelhaft.

Was heisst haften?
Im Schweizerischen Recht gilt wei-
terhin der Grundsatz, dass diejenige
Person, die einen Schaden erlitten
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hat, diesen Schaden normalerweise
alleine tragen muss. Leider besteht
in den letzten Jahrzehnten zuneh-
mend die Tendenz, bei jedem Scha-
den sofort die Frage zu stellen: Wer
ersetzt mir diesen Schaden, ohne
dass ich dadurch Nachteile erleide?
Nur in Ausnahmefällen kann der
Geschädigte davon ausgehen, dass
ihm ein Dritter für seinen Schaden
einstehen muss.
Haften heisst, dass der Ausnahme-
fall eintrifft und ein Dritter für einen
Schaden, den eine andere Person er-
litten hat, einstehen muss.

Stellt jeder Mangel auch 
einen Schaden dar?
In der Umgangssprache wird der
Begriff des Schadens und der Be-
griff des Mangels gleichbedeutend
verwendet. Die Juristen unterschei-
den diese zwei Begriffe. Wie oben
dargestellt, ist der Mangel die Ab-
weichung vom vertraglich Verspro-
chenen. Im Gegensatz dazu ist der
Schaden eine ungewollte Verminde-
rung oder nicht eingetretene Ver-
grösserung des eigenen Vermögens.
Bei der genauen Betrachtung dieser
beiden Begriffe stellen wir schnell
fest, dass nicht jeder Mangel auch
einen Schaden darstellt. So ist die
Lieferung eines polierten Granites
anstelle des versprochenen polierten
Marmors sicher eine mangelhafte
Leistung, denn sie entspricht nicht
dem Vertrag. Ob sich daraus aller-
dings auch ein Schaden, also eine Ver-
mögensverminderung ergibt, kann
nicht automatisch gesagt werden. Es
ist nicht ausgeschlossen, dass eine
mangelhafte Lieferung, wie im vor-
erwähnten Beispiel, zu einer Vermö-
gensvergrösserung führt.

Wie ist beim Vorliegen eines
Mangels durch die Bauherr-
schaft vorzugehen?
Die Mängelrechte einer Bauherrschaft
können gegenüber einem Unterneh-
men nur dann geltend gemacht wer-
den, wenn richtig vorgegangen wird.
Hier führen schon geringfügige Ver-
stösse gegen formelle Bestimmun-
gen des Rechtes dazu, dass die Män-
gelrechte des Bestellers untergehen
und dieser die mangelhafte Sache
akzeptieren, eventuellauch noch den
vollen Werkpreis entrichten muss.

Mängel, die vor oder bei der 
Abnahme festgestellt werden
Die Abnahme ist einer der entschei-
denden Zeitpunkte für das Durchset-
zen von Mängelrechten. Sowohl das
Gesetz wie auch die SIA-Norm 118

sagen klar, es obliege dem Besteller,
das Werk im Rahmen der Abnahme
auf seine Übereinstimmung mit dem
Werkvertrag zu prüfen. Stellt er im
Rahmen dieser Prüfung Abweichun-
gen gegenüber dem Werkvertrag
fest, muss er diese Abweichungen
bei der Abnahme gegenüber dem
Unternehmer anzeigen. Diese An-
zeige führt automatisch dazu, dass
das Werk nicht oder nicht im vollen
Umfang genehmigt ist und somit
wenigstens in dieser Phase die Män-
gelrechte geltend gemacht sind.

In der Praxis wird dies oft nicht oder
nur ungenügend gemacht.

Verzichtet die Bauherrschaft auf
eine ordnungsgemässe Abnahme
und unterlässt sie im Rahmen der
Vorbereitung der Abnahme die Prü-
fung des Werkes mit der Folge, dass
Abweichungen gegenüber dem
Werkvertrag nicht festgestellt sind
und bedingt dadurch solche Abwei-
chungen als genehmigt gelten, kön-
nen die diesbezüglichen Mängel-
rechte nicht mehr geltend gemacht
werden.

Weder das Gesetz noch die SIA-
Norm gehen davon aus, dass im
Rahmen der Abnahme ein Werk
durch einen Spezialisten auf jeden
möglichen verdeckten Mangel un-
tersucht werden müsse. Im Rahmen
der Abnahme wird vom Besteller
nur erwartet, dass er die mit einem
bescheidenen Aufwand durchführ-
baren Prüfungen vornimmt. Diese
Prüfungen beinhalten gerade bei
Natursteinarbeiten in erster Linie
die optische Prüfung der Arbeit. Im
Rahmen einer solchen Prüfung kann
ohne besonderen Aufwand festge-
stellt werden, ob die Arbeiten ord-
nungsgemäss ausgeführt wurden,
zwischen den einzelnen Platten
keine untolerierbaren Überzähne
bestehen, die Platten nicht gerissen
oder an den Kanten bestossen sind,
usw. Von einer Bauherrschaft kann
aber nicht erwartet werden, dass sie
prüft, ob der verlegte Stein wirklich
genau dem in der Ausschreibung be-
schriebenen Stein entspricht, da es
für die Beantwortung dieser Fragen
spezielle Kenntnisse bedarf, die man
bei einer Bauherrschaft nicht vor-
aussetzen kann. Ebenso kann nicht
erwartet werden, dass detaillierte
Untersuchungen über den Aufbau
des Bodens angestellt werden und
geklärt wird, ob der Bodenaufbau
von der Betondecke bis zur obersten
Schicht des Natursteines effektiv
dem vertraglich Versprochenen ent-
spricht.

Das Geltendmachen der Mängel-
rechte nach der Abnahme
Beim Geltendmachen von Mängel-
rechten nach der Abnahme ist es für
die Bauherrschaft von entscheiden-
der Bedeutung zu wissen, ob der
Vertrag alleine auf der Grundlage
der gesetzlichen Bestimmungen (ins-
besondere OR Art. 363 ff.) oder auf
der Grundlage der SIA-Norm 118
abgeschlossen wurde. Das formelle
Vorgehen beim Anzeigen eines
Mangels ist je nach dem, ob die ge-
setzlichen Bestimmungen oder ob
die SIA-Norm 118 zur Anwendung
kommt, unterschiedlich.

Sofern die SIA-Norm 118 Vertrags-
bestandteil ist, ist die Bauherrschaft
berechtigt, Mängel, die nach der Ab-
nahme auftreten oder die erst nach
der Abnahme festgestellt werden
können, dem Unternehmer inner-
halb einer Frist von 2 Jahren jeder-
zeit anzuzeigen.

Oft werden zwischen Bauherrschaf-
ten und Unternehmern ohne Beizug
eines Architekten Werkverträge ab-
geschlossen, und dabei wird insbe-
sondere die SIA-Norm 118 nicht
zum Vertragsbestandteil erklärt. Das
hat zur Folge, dass dann alleine die
gesetzlichen Regelungen zur An-
wendung kommen. In diesem Falle
obliegt es der Bauherrschaft, einen
nach der Abnahme festgestellten
Mangel dem Unternehmer unver-
züglich anzuzeigen (OR Art. 370
Abs. 3). Das Bundesgericht ist bei
seiner Forderung, ein Mangel müsse
unverzüglich angezeigt werden,
ausserordentlich streng und hat in
wiederholten Fällen entschieden,

dass die Mängelrügen, die einige
Wochen nach dem Feststellen eines
bestimmten Mangels gegenüber
dem Unternehmer erfolgt sind, ver-
spätet seien, und daher die Bauherr-
schaft gegenüber dem Unternehmer
keinerlei Mängelrechte mehr gel-
tend machen könne.

Zwar wird von den Rechtsgelehrten
immer wieder die Meinung vertre-
ten, diese strenge Praxis entspreche
nicht dem Sinn und Geist des Geset-
zes. Aber solange das Bundesgericht
an dieser Praxis festhält, muss jedem
Bauherrn dringend geraten werden,
einen Mangel, sobald er diesen fest-
stellt, innerhalb von 1 bis 2 Arbeits-
tagen dem Unternehmer anzuzeigen.

Form der Anzeige
Bei Mängel, die vor, bei, wie auch
nach der Abnahme festgestellt wer-
den, ist es von entscheidender Be-
deutung, dass die Mängelrüge oder
die Festlegung im Abnahmeproto-
koll schriftlich erfolgt. Wird später
um die Frage gestritten, ob die Män-
gelrüge ordnungsgemäss erfolgt sei,
kann man sich auf ein Schriftstück
berufen. Fehlt ein solches Schrift-
stück, ist damit zu rechnen, dass der
zur Mängelbehebung nicht willige
Unternehmer sich auf den Stand-
punkt stellt, es sei keine oder eine
verspätete Mängelrüge eingegangen
und die Mängelrechte seien aus die-
sem Grund verwirkt. Es obliegt dem
Besteller nachzuweisen, dass er die-
sen Mangel angezeigt hat und zwar
innerhalb der vorgegebenen Frist.
Kann der Besteller diesen Nachweis
nicht erbringen, wird er mit seinen
Mängelrechten, sollte es zu einer 

gerichtlichen Auseinandersetzung
kommen, nicht durchdringen.
Um die Beweisführung zu ermög-
lichen, muss die Anzeige mit einge-
schriebenem Brief oder gegen Emp-
fangsbestätigung erfolgen.

Form der Mängelrüge
Die Rechtssprechung stellt an eine
Mängelrüge gewisse Anforderungen.
Das Nichteinhalten dieser Anforde-
rungen kann für den Besteller dazu
führen, dass er seiner Mängelrechte
verlustig geht. Welches sind nun
diese Anforderungen?
– eine klare Beschreibung des Man-

gels unter Hinweis, die Sache sei
mangelhaft. Diese Aussage kann
nicht darin bestehen, dass man
dem Unternehmer mitteilt, der
von ihm eingebaute Natursteinbo-
den sei mangelhaft, sondern es
muss im Detail beschrieben wer-
den, wo welcher Mangel besteht.
Richtig wäre z.B. die Formulie-
rung: «Der von Ihnen gemäss
Werkvertrag vom 1. Januar 1997
verlegte Natursteinboden im Erd-
geschoss unseres Einfamilienhau-
ses in X weist in der Diagonale
von der Nordwest- zur Südwest-
ecke des Wohnzimmers auf der
ganzen Länge einen Riss auf».
Damit ist eine klare Beschreibung
des Ortes des Risses gegeben. Es
kann durchaus sein, dass beim Vor-
liegen vieler einzelner kleiner Män-
gel der eigentlichen Mängelrüge
ein Plan oder eine Skizze mit der
Eintragung der verschiedenen Män-
gel mit deren genauen Lage beige-
legt werden muss. Im Rahmen der
Mängelrüge wird dann auf diesen
Plan oder diese Skizze verwiesen.

Das Mass aller Dinge bei Expertisen: Berücksichtigung der Normen und gesetzlichen Rahmenbedingungen.
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MÄNGELRECHTE UND DEREN DURCHSETZUNG Hans Stoller
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– Ein zweites, wesentliches Ele-
ment einer jeden Mängelrüge ist
die klare Feststellung, welche For-
derung man an den verantwort-
lichen Unternehmer stellt. Will
man, dass der Mangel repariert
wird, oder will die Bauherrschaft
von allem Anfang an den Minder-
wert geltend machen? Aus dieser
Formulierung ergibt sich auch,
dass man den Unternehmer für
den Mangel haftbar macht.
Im Rahmen dieser Mängelrüge
muss dem Unternehmer eine Frist
angesetzt werden, innerhalb wel-
cher er verpflichtet ist, den Man-
gel zu beheben. Die Frist ist so 
anzusetzen, dass es dem Unter-
nehmer möglich ist, innerhalb die-
ser die Nachbesserungsarbeiten
vorzunehmen.

– Als drittes Element kann man an-
fügen, man werde den Unterneh-
mer für den eingetretenen Mangel
und die sich daraus ergebenden
Mangelfolgen haftbar machen.

Die verschiedenen 
Mängelrechte
Das Gesetz sieht in OR Art. 368 vor,
dass der Besteller beim Vorliegen von
Mängeln grundsätzlich drei verschie-
dene Rechte geltend machen kann.
– Wandelung
– Minderung
– Nachbesserung

Wandelung bedeutet, dass der Be-
steller vom Vertrag zurücktritt, das
mangelhafte Werk dem Unterneh-
mer zurück gibt und eventuell
gegenüber dem Unternehmer sogar
noch Schadenersatz fordert. Die
Wandelung stellt im Rahmen von
Bauwerkverträgen die absolute Aus-

nahme dar, da sie faktisch meist
nicht durchführbar und aus diesem
Grunde vom Gesetz im Normalfall
auch ausgeschlossen ist (OR Art.
368 Abs. 3).

Bei der Minderung ist die Bauherr-
schaft berechtigt, den ihr durch die
Mangelhaftigkeit des Werks entste-
hende Minderwert vom Werklohn in
Abzug zu bringen. Der Vorschlag
für die Höhe des Minderwertes wird
von der Bestellerin unterbreitet.
Sollten sich die Parteien diesbezüg-
lich nicht einigen können, muss der
Richter den Minderwert festlegen.

Bei der Nachbesserung wird der Un-
ternehmer verpflichtet, die Mängel des
Werks auszubessern, bis das Werk
der Bestellung effektiv entspricht.
Allerdings sieht sowohl das Gesetz
wie auch die SIA-Norm 118 aus-
drücklich vor, dass vom Unterneh-
mer keine Nachbesserung verlangt
werden kann, wenn der Aufwand in
keinem vernünftigen Verhältnis zur
effektiv erreichbaren Verbesserung
besteht (OR Art. 368 Abs. 2, SIA-
Norm 118 Art. 169 Abs. 1 Ziff. 1).

Sofern ein Vertrag nicht auf der
Grundlage der SIA-Norm 118 abge-
schlossen wurde, steht es der Bau-
herrschaft frei zu entscheiden, ob sie
vom Unternehmer in der konkreten
Situation Nachbesserung oder den
Minderwert verlangen will.

Eine andere Situation besteht dann,
wenn die SIA-Norm 118 Vertragsbe-
standteil ist. Hier kann die Bauherr-
schaft mit der erstmaligen Mängel-
rüge nur Nachbesserung verlangen.
Erst wenn die Nachbesserung nicht
oder nicht ordnungsgemäss erfolgt,

ist die Bauherrschaft berechtigt, den
Minderwert geltend zu machen
(SIA-Norm 118 Art. 169. Abs. 1).

Rüge- und Garantiefristen
Weiter oben wurde schon erwähnt,
dass, sofern die SIA-Norm 118 zwi-
schen den Parteien zum Vertrags-
bestandteil erklärt wurde, die Bau-
herrschaft berechtigt ist, Mängel,
welche sie nach der Abnahme fest-
stellt, innerhalb der ersten zwei
Jahre gegenüber dem Unternehmer
jederzeit anzuzeigen. In der SIA-
Norm 118 Art. 172 wird diese Frist
zwar als Garantiefrist (in der neuen
Ausgabe auch Rügefrist) bezeich-
net. Effektiv handelt es sich aber
nicht um die Garantiefrist, sondern
um eine spezielle Frist von zwei Jah-
ren, innerhalb derer die Bauherr-
schaft das besondere Recht hat, einen
Mangel nicht sofort anzeigen zu
müssen, sondern mit der Anzeige
des Mangels, sofern sich aus diesem
Mangel keine grösseren Mangel-
folgeschäden ergeben können, je-
derzeit anzuzeigen. Diese Frist stellt
daher im Gegensatz zur landläufi-
gen Vorstellung keine Garantiefrist
dar, sondern eine Rügefrist.

Die Garantiefrist ist diejenige Frist,
während welcher der Unternehmer
für die Mangelfreiheit seines Wer-
kes einstehen muss. Diese Frist
muss von der Rügefrist ganz klar
unterschieden werden.

Die Garantiefrist dauert gemäss Art.
371 Abs. 2 OR und gemäss SIA-
Norm 118 Art. 180 für Arbeiten an
unbeweglichen Bauwerken fünf
Jahre. Im Unterschied dazu muss ein
Verkäufer eines beweglichen Objek-
tes nur während eines Jahres Garan-

tie leisten. Aus diesem Unterschied
können sich für die Beteiligten er-
hebliche Schwierigkeiten ergeben.
Stellen wir uns vor, dass ein Liefe-
rant einer Bauherrschaft Natursteine
für den späteren Einbau in einem
Gebäude geliefert hat. Diese Liefe-
rung wurde auf der Basis eines
Kaufvertrages über bewegliche Sa-
chen abgeschlossen. Die Garantie-
frist bei einem solchen Kaufvertrag
beträgt normalerweise ein Jahr (OR
Art. 210). Wir haben somit, wenn
eine reine Lieferung einer beweg-
lichen Sache vorliegt, eine Garantie-
frist von einem Jahr, und wenn es
sich um eine Arbeit an einem unbe-
weglichen Bauwerk handelt, eine
Garantiefrist von fünf Jahren. Dies
kann zu Schwierigkeiten führen.
Der ausführende Unternehmer, der
das Material bei einem Dritten ein-
kauft und anschliessend dieses Ma-
terial im Rahmen eines Werkver-
trages in einem unbeweglichen
Bauwerk einbaut, muss sowohl für
das Material wie auch die eigent-
liche Arbeit während fünf Jahren
Garantie leisten, obschon er gegen-
über seinem Lieferanten nur einen
Garantieanspruch von einem Jahr
geltend machen kann.

Beweispflicht
Auch bei der Betrachtung der Beweis-
pflicht muss unterschieden werden.

Beweispflicht für die Mangelfrei-
heit bei der Abnahme
Bei der Abnahme obliegt es dem
Unternehmer nachzuweisen, dass
das Werk mangelfrei ist. Sollte über
diese Frage im Rahmen der Ab-
nahme gestritten werden, obliegt der
Beweis für die Mangelfreiheit dem
Unternehmer.

Beweispflicht nach der Abnahme,
sofern die SIA-Norm 118 Ver-
tragsbestandteil ist
Wurde im Rahmen des Werkvertra-
ges die SIA-Norm118 zum Vertrags-
bestandteil erklärt, kommt bezüglich
des Beweises für die Mangelfreiheit
Art. 174 Abs. 3 der SIA-Norm 118
zur Anwendung. Gemäss diesem 

Artikel liegt bei einem Streit um die
Frage, ob ein Werk innerhalb der er-
sten zwei Jahre nach der Abnahme
mangelfrei ist, die Beweispflicht
beim Unternehmer. Dies in klarer
Abänderung der gesetzlichen Rege-
lung. Die SIA-Norm 118 stellt somit
während der ersten zwei Jahre nach
der Abnahme die Bauherrschaft be-
züglich des Beweises der Mangel-
haftigkeit in eine bedeutend bessere
Situation.

Beweispflicht bei der Anwendung
der gesetzlichen Bestimmungen
Sofern die SIA-Norm 118 mit ihrer
speziellen Regelung nicht zur An-
wendung kommt, sind die Beweis-
pflichten im Rahmen des Gesetzes,
insbesondere in Art. 8 des Zivilge-
setzbuches, festgelegt. Gemäss Art.
8 des ZGB obliegt demjenigen die
Pflicht, eine bestimmte Tatsache zu
beweisen, der aus dieser Tatsache
Rechte ableitet. Das heisst, derje-
nige, der behauptet, ein Werk sei
mangelhaft, muss den Beweis für
diese Mangelhaftigkeit führen.

Beweis durch Gutachten
Bei der Klärung der Frage, ob ein
bestimmtes Werk mangelfrei oder
eben mangelhaft sei, wird die Be-
antwortung dieser Frage oft einem
Gutachter übertragen. Dabei gibt es
im Rahmen von solchen Ausein-
andersetzungen drei verschiedene
Arten von Gutachten, die man zur
Beantwortung einer solchen techni-
schen Frage einsetzen kann.

Neben den drei Arten von Gutachten
zur Erklärung technischer Fragen
kennen wir das Schiedsgutachten.
Dieses dient nicht nur der Klärung
der technischen, sondern auch der
rechtlichen Fragen.

Privatgutachten
Im Rahmen eines Privatgutachtens
beauftragt eine Partei einen Gutach-
ter, eine bestimmte technische Frage
zu beantworten. Dies, ohne dass da-
mit weitere Parteien bezüglich der
zu klärenden Frage miteinbezogen
werden müssen. Das Privatgutach-
ten ist dasjenige Gutachten, das am
schnellsten und am einfachsten in
Auftrag gegeben werden kann. Lei-
der ist es mit dem Makel behaftet,
dass es im Rahmen einer rechtlichen
Auseinandersetzung je nach kanto-
naler Regelung keinen oder nur 
einen beschränkten Stellenwert hat.

Gemeinsam vereinbartes 
Gutachten
Beim gemeinsam vereinbarten Gut-
achten wird das Gutachten von den
verschiedenen, an der Sache Betei-
ligten in Auftrag gegeben. Jeder der

Beteiligten hat das Recht, dem Gut-
achter Fragen zu stellen und zu den
Aussagen der anderen Parteien Stel-
lung zunehmen. Das vereinbarte
Gutachten hat aus diesem Grunde
einen viel höheren Stellenwert, weil
davon auszugehen ist, dass es die
verschiedenen Behauptungen der
verschiedenen Parteien berücksich-
tigt und ohne Ansehen einer be-
stimmten Partei ausgefertigt wird.

Gerichtliches Gutachten
Das gerichtliche Gutachten hat ei-
nen hohen Stellenwert. Es wird vom
Richter in Auftrag gegeben. Auf die
Gleichbehandlung der Parteien wird
grosses Gewicht gelegt. Der Gut-
achter macht sich strafbar, wenn er
gegen die im Gesetz festgelegten
Verpflichtungen des Gerichtsgut-
achtens verstösst.

Schiedsgutachten
Das Schiedsgutachten beantwortet
im Gegensatz zu den vorher er-
wähnten drei Gutachten nicht nur
die technische, sondern auch die
rechtliche Frage. Hier muss immer
wieder die Frage gestellt werden, ob
der beauftragte Gutachter überhaupt
in der Lage ist, rechtliche Fragen zu
beantworten. Normalerweise dient
ein technisches Gutachten dazu,
eine technische Frage zu klären. Die
Gutachter sind meist erfahrene
Techniker, erfahrene Leute in ihrem
ganz speziellen Fachgebiet. Im Rah-
men eines Schiedsgutachtens wird
vom Gutachter nicht nur die Beant-
wortung einer technischen Frage,
sondern auch die Beantwortung der
Schadenstragung, gestellt. Die meis-
ten Techniker sind mit der Beant-
wortung dieser Frage überfordert.
Sollte zwischen den Parteien verein-
bart werden, dass ein bestimmter
Gutachter nicht nur technische, son-
dern auch die rechtliche, insbeson-
dere die Frage nach der Schadens-
tragung, beantworten soll, muss dies
im Rahmen der Beauftragung des
Gutachters klar und unmissver-
ständlich festgelegt werden, anson-
sten die Parteien, selbst wenn der
Gutachter rechtliche Fragen beant-
wortet, an diese Fragebeantwortung
nicht unbedingt gebunden sind.

Abschliessende Bemerkung
In kritischen Fällen ist der Beizug
eines Juristen zu empfehlen
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E ELEMENTE EINES GUTACHTENS Hansjörg Epple

Im Bauwesen werden Gutachten
aus unterschiedlichen Gründen
und Motiven und von verschiede-
nen Parteien in Auftrag gegeben.
Auftraggeber sind zum einen die
Bauherren, die mit der Ausfüh-
rung eines Bauwerkes oder Bau-
teiles nicht zufrieden sind, eine
Beurteilung der beanstandeten
und gerügten Mängel wünschen
und eine Instandstellung erwar-
ten, zum anderen die Planer, Bau-
leiter, Untenehmer oder Versiche-
rer und auch Anwälte sowie
Richter, die sich über die Ursachen,
die Schwere der gerügten Mängel
sowie über die Haftungsfragen
nicht im Klaren sind.

Der Fachgutachter muss in allen
Fällen darüber befinden, ob die ge-
rügten Mängel überhaupt solche im
Sinne des Werkvertrages sind und
beurteilen, wie schwer sie wiegen.
Beispielsweise können Risse in 
einer Konstruktion unbedeutend
sein oder auf Probleme bezüglich
Tragsicherheit hindeuten.

Der Gutachter wird seine Beurtei-
lung abgestützt auf Feststellungen
und Untersuchungen am Bauwerk
sowie anhand von Werkverträgen
und Planunterlagen vornehmen. Er
wird vor allem untersuchen, ob bei
der Ausführung des bemängelten
Bauwerkes oder Bauteiles die werk-
vertraglichen Vereinbarungen ver-
letzt oder anerkannte Regeln der
Baukunst missachtet wurden. Lie-
gen aufgrund der Untersuchungen
Mängel vor, hat der Gutachter in der
Regel deren Ursache darzulegen.

Der Gutachter wird in den meisten
Fällen seine Beurteilung schriftlich
vornehmen. Der Bericht kann aus 
einem kurzen, in Briefform abge-
fassten Schreiben bestehen, als Pro-
tokoll der Stellungnahme anlässlich
des Augenscheins abgegeben wer-
den oder ein ausführliches Gutach-
ten sein. In diesem Fall muss der Be-
richt bestimmte Elemente enthalten,
die im vorliegenden Beitrag darge-
legt werden.

Aufbau des Gutachtens
Für alle Berichtformen, ob einfacher
Brief oder ausführliches Gutachten,
ist eine Strukturierung des Berichtes
von grossem Vorteil. Der nachste-
hende Aufbau, unterteilt in einzelne
Kapitel, hat sich in der Praxis be-
währt.
– Auftrag
– Unterlagen
– Augenschein

– Angaben
– Feststellungen und Untersuchun-

gen
– Beurteilung

Durch die Unterteilung in einzelne
Kapitel ist gewährleistet, dass das
Gutachten alle wichtigen Elemente
in übersichtlicher Form enthält.
Durch die Strukturierung lässt sich
auch leicht unterscheiden, welche
Grundlagen dem Experten für die
Ausfertigung des Gutachtens zur
Verfügung standen. Die vom Gut-
achter gemachten Feststellungen
und Untersuchungen müssen ein-
deutig von den Grundlagen und An-
gaben getrennt dargelegt werden.

Auftrag
Im Auftrag ist der Auftraggeber und
das Auftragsdatum anzugeben. Die
Aufgabenstellung und, wenn vor-
handen, der von den Auftraggebern
zusammengestellte Fragenkatalog
wird in diesem Kapitel aufgeführt.

Vorteilhaft ist, wenn der Auftragge-
ber darauf achtet, dass alle Parteien,
die mit dem bemängelten Bauteil in
Verbindung gebracht werden kön-
nen, mit der Durchführung des Gut-
achtens einverstanden sind und zum
Augenschein des Gutachters einge-
laden werden. Am besten treten alle
Parteien, aufgrund einer schrift-
lichen Vereinbarung, gemeinsam als
Auftraggeber auf. Dies ist zwar nach
wie vor keine Gewähr dafür, dass
das Gutachten mit allen juristischen
Konsequenzen von jeder Partei an-
erkannt wird. Das Gutachten hat
aber in diesem Falle für alle Parteien
einen hohen Stellenwert. Wird das
Gutachen von einer Partei in Auftrag
gegeben, gilt es aus juristischer
Sicht in jedem Fall als Parteiengut-
achten, es kann noch so korrekt sein.
Die Gegenpartei wird unter Umstän-
den das Gutachten ablehnen.

Grundsätzlich muss der Fachgut-
achter «neutral» und nach «bestem
Wissen und Gewissen» amten. Dies
gilt auch für ein Parteiengutachten.
Das Gutachen ist immer auch für
den technisch weniger versierten
Laien verständlich abzufassen. Ob-
wohl die Frage der Verantwortlich-
keiten für die Auftraggeber meist im
Vordergrund steht, ist es von Vorteil,
wenn sich der Gutachter darüber
nicht äussert.

Bei der Auftragerteilung sollte auch
festgelegt werden, welche Parteien
zu welchem Anteil die Aufwendun-
gen des Gutachters bezahlen.

Unterlagen
Zu den Unterlagen gehören alle von
den Parteien beigebrachten Akten.
Dazu gehören Werkverträge, Plan-
unterlagen, Protokolle, Auszüge aus
dem Baujournal und die zwischen
den Parteien geführte Korrespon-
denz. Es ist dem Gutachter freige-
stellt, ob er weitere Unterlagen –
beispielsweise Normen und Artikel
aus Fachzeitschriften – in den
Unterlagen aufführt. Es ist wichtig,
dass der Gutachter keine Parteiakten
unterschlägt. Alle Parteien sollen
darüber informiert sein, welche
Unterlagen als Basis für das Gut-
achten verwendet wurden.

Augenschein
Ein Augenschein am zu beurteilen-
den Bauwerk ist in den allermeisten
Fällen für das Erstellen eines Gut-
achtens erforderlich. Am Augenschein
sollten alle Parteien teilnehmen. In
der Regel ist der Auftraggeber dafür
verantwortlich, dass die Parteien
zum Augenschein des Gutachters
eingeladen werden. Der Gutachter
hat anlässlich des Augenscheines
die Gelegenheit, die Parteien bezüg-
lich Aufbau und Ausführung des
Bauteiles zu befragen. Die Parteien
können auf diese Weise direkt ihre
Bedenken bei ungenau angebrach-
ten Informationen anbringen.

Bezüglich Augenschein reichen die
Angaben über Ort und Datum sowie
Namen der Parteien und deren Ver-
treter aus. Die anlässlich des Augen-
scheines besprochenen Details wer-
den beispielsweise in Form eines
Protokolles in den Angaben aufge-
führt. Die Feststellungen und Unter-
suchungen des Gutachters folgen im
separaten Kapitel.

Angaben
In diesem Kapitel sind alle zweck-
dienlichen Informationen zum Bau-
werk resp. Bauteil anzugeben. Diese
Angaben stammen in der Regel aus
den aufgeführten Unterlagen (z.B.
Auszüge aus dem Werkvertrag) oder
nehmen Bezug auf die Aussagen der
am Augenschein anwesenden Perso-
nen. Anderweitig, beispielsweise bei
Drittpersonen eingeholte Informa-
tionen sind mit der entsprechenden
Bezugsquelle zu bezeichnen.

Die wichtigsten Angaben betreffen
den vorgesehenen Aufbau mit den
geplanten Abmessungen des Bautei-
les und das Datum der Ausführung.
Ein wichtiges Datum ist auch die In-
betriebnahme resp. der Bezug des

Bauwerkes oder des Bauteiles. Häu-
fig ist auch eine detaillierte Be-
schreibung der Ausführung der Ar-
beit erforderlich. Hilfreich können
Detailzeichnungen oder Planaus-
schnitte sein.

Unter den «Angaben» sind auch die
beanstandeten Mängel aufzuführen.
Dazu gehört der Zeitpunkt, wann die
Mängel festgestellt wurden und wie
sie sich entwickelt haben.

Feststellungen und 
Untersuchungen

Bestandesaufnahme
Unter diesem Kapitel sind alle zähl-,
mess- und wägbaren Fakten aufzu-
führen. Die Feststellungen entspre-
chen in der Regel einer Aufnahme
des anlässlich des Augenscheines
angetroffenen Zustandes des Bau-
werkes oder Bauteiles. Die Aufnah-
men sind im weiteren mit möglichst
genauen Angaben über Ort und Lage
zu versehen. Die Feststellungen sind
am besten in Planunterlagen einzu-
tragen. In vielen Fällen können die
Feststellungen mit Hilfe von Fotos
dokumentiert werden.

Das Beschreiben von Feststellungen
bereitet oft Mühe. Häufig werden
begutachtende Adjektive wie «gut»
oder «schlecht», «gering» oder «viel»
den Feststellungen vorangestellt.
Diese Adjektive machen nur dann
einen Sinn, wenn ein eindeutiger
Massstab, z.B. «keine», «wenige»:
(1–2), «zahlreiche»: (3–6), «viele»:
(7–12), «sehr viele»: (>12) zu-
grunde gelegt wird.

Aussagen wie «die Arbeit ist sauber
und gut ausgeführt», sind in Fest-
stellungen oft zu lesen, obwohl sie
eindeutig den Charakter einer Beur-
teilung aufweisen. Solche Aussagen
sollten in diesem Kapitel unbedingt
vermieden werden. Sind sie wichtig,
muss die Arbeit so beschrieben wer-
den, dass in der folgenden Beurtei-
lung leicht und auch für den Laien
nachvollzogen werden kann, was
«sauber und gut ausgeführt wurde».
Grundsätzlich gilt dasselbe für das
Prädikat «schlecht».

Proben und Probeöffnungen
In vielen Fällen werden im Verlaufe
von Abklärungen Probeöffnungen
durchgeführt und Proben entnom-
men. Die an der Probeöffnung ge-
machten Feststellungen sind zu be-
schreiben. Wichtige Masse sind in
einer Skizze festzuhalten. Zu ver-
merken ist, wo, wieviel und wie
grosse Proben entnommen wurden.
Oft ist auch anzugeben, wie die Pro-
ben entnommen wurden (z.B. Spit-
zen, Fräsen, Schneiden, Bohren
trocken/nass usw.). Die Entnahme-
stellen und die Proben können auf
Fotos dokumentiert werden. Werden
die entnommenen Proben für wei-
tere Untersuchungen verwendet,
sind sie eindeutig zu bezeichnen.

Untersuchungen 
am Probematerial
Die an den entnommenen Proben
durchgeführten Untersuchungen
sind nachvollziehbar zu dokumen-
tieren. Besonders wichtig ist, dass
die Probenvorbereitung und das
Prüfverfahren angegeben oder be-
schrieben werden. Die Resultate der

Untersuchungen müssen den ent-
nommenen Proben eindeutig zuge-
ordnet werden.

Beurteilung
In der «Beurteilung» beantwortet
der Gutachter die gestellten Fragen.
Zunächst wird er darauf eingehen,
ob das Bauteil überhaupt Mängel
aufweist und wie gravierend diese
sind. Massgebend für die Beurtei-
lung ist die Gebrauchstauglichkeit
und allenfalls die Tragsicherheit des
mangelhaften Bauteiles oder Bau-
werkes. Unter der Gebrauchstaug-
lichkeit sind auch ästhetische
Aspekte zu bewerten.

Die Mängel können in «technische»
und «ästhetische» unterteilt werden.
Zu den technischen Mängeln sind
diejenigen zu zählen, die auf einen
eindeutigen Verstoss gegen die Re-
geln der Baukunst oder Normvor-
schriften zurückzuführen sind oder
in einer klaren werkvertraglichen
Verletzung begründet sind. Techni-
sche Mängel können auch für Fol-
geschäden verantwortlich sein, wie
dies beispielsweise bei Wasser-
durchtritten durch Risse der Fall ist.
Selbstverständlich können techni-
sche Mängel auch ästhetischer Na-
tur sein.

Für die Beurteilung ist das Abklären
der Ursachen der Mängel von zen-
traler Bedeutung. In einfachen Fäl-
len lassen sich die einzelnen Mängel
einer Verletzung der Regeln der
Baukunst oder einzelner Norman-
forderungen zuordnen. In vielen
Fällen beeinflussen mehrere Fakto-

Keine Expertise ohne Beweismittel.

ren deren Ursachen. Eine prozentu-
ale Gewichtung der einzelnen Ursa-
chen kann, wenn überhaupt mög-
lich, sinnvoll sein.

Die Beurteilung soll so abgefasst
werden, dass ein Ableiten der Ver-
antwortlichkeiten für die einzelnen
Mängel zumindest aus «techni-
scher» Sicht leicht möglich ist.

In vielen Fällen wird vom Gutachter
verlangt, dass er Vorschläge für die
Mängelbehebung mit Kostenschät-
zung anbringt. Die vom Gutachter
genannten Vorschläge können als
Basis für die Instandstellung dien-
lich sein. Zu beachten ist aber, dass
die Unternehmer das Nachbesse-
rungsrecht haben und unabhängig
vom Gutachten darüber befinden
können, wie der Mangel beseitigt
wird.

Schlussbemerkung
Der Gutachter sollte mit einem ver-
nünftigen Aufwand die wahren Ur-
sachen und Gründe der Mängel ab-
klären. Eine absolute Sicherheit,
dass die wahren Ursachen gefunden
sind, ist auch nach intensivsten
Untersuchungen selten zu erreichen.
In den meisten Fällen genügt es,
wenn mit hinreichender Sicherheit
der tatsächliche Sachverhalt darge-
legt werden kann.

Den Parteien muss immer das Recht
vorbehalten bleiben, Ergänzungs-
fragen zum Gutachten stellen zu
dürfen. In der Regel sollten die Par-
teien innerhalb einer festgesetzten
Frist eine schriftliche Stellung-
nahme zum Gutachten abgeben,
auch wenn keine Ergänzungen not-
wendig erscheinen. Der Gutachter
muss die gestellten Ergänzungsfra-
gen wiederum exakt beantworten.
Es kann durchaus sein, dass auf-
grund der «Replik» Korrekturen an
der Beurteilung vorgenommen wer-
den müssen.
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Der folgende Artikel soll aufzei-
gen, wie ein Gutachter vorgeht,
worauf er sich bei der Beurteilung
stützt und worauf ein Gutachten
in den meisten Fällen schliesslich
hinausläuft. Der interessierte Le-
ser soll letztlich besser abschätzen
können, ob die Anfertigung eines
Gutachtens sinnvoll ist oder nicht.

Ein Gutachten hat seinen Preis – die-
ser variiert je nach Auftrag und Pro-
blemstellung zwischen einigen hun-
dert und vielen tausend Franken. Es
ist klar, dass zwischen der vermute-
ten Schadensumme bzw. dem Werk-
preis und den Kosten für das Gut-
achten ein vernünftiges Verhältnis
bestehen sollte. Aus diesem Grund
ist die Anfertigung von Gutachten
bei kleinen Natursteinarbeiten oft
fragwürdig, wobei angemerkt wer-
den muss, dass auch bei kleinen Ar-
beiten hohe Folgekosten entstehen
können. Zuweilen ist die Anfertigung
eines Gutachtens auch dann zu recht-
fertigen, wenn der Schaden an der
Sache klein oder objektiv betrachtet
gar nicht vorhanden ist – dies ist vor
allem dann der Fall, wenn die betei-
ligten Parteien Schwierigkeiten unter-
einander haben und ohne die Hilfe
eines neutralen Aussenstehenden
den Streitfall nicht lösen können.

Ein Gutachten stützt sich in erster
Linie auf Beobachtungen und Mes-
sungen vor Ort und, in einzelnen
Fällen, auch auf Probeentnahmen
und Laborprüfungen. Ebenfalls be-
rücksichtigt werden die Angaben
der Beteiligten, das bestehende
Schrifttum (Verträge, Briefwechsel,
etc.) und gegebenenfalls die geltenden
Normen und Richtlinien. Nachfol-
gend werden die häufigsten allge-
meinen Fragen und Problemstellun-
gen bei Gutachten aufgeführt und
die entsprechenden Möglichkeiten
eines Gutachtens vorgestellt.

Das Werk entspricht in ästhe-
tischer Hinsicht nicht den 
Vorstellungen des Kunden
Solche Fälle betreffen häufig mehr
oder weniger starke Abweichungen
der Gesteinsfarbe/Gesteinszeichnung
vom Muster und die Art der Ausfüh-
rung (Versetzbild, Fugenbreiten
etc.). In solchen Fällen prüft der
Gutachter vorerst, ob die beanstan-
deten Punkte Gegenstand einer Ver-
einbarung oder verbindlichen Zusi-
cherung waren (Verkaufsberatung,
Vertragstext) und ob die diesbezüg-
lichen Regeln des Handwerks be-
rücksichtigt wurden. Liegen klare
und nachvollziehbare Abweichun-

gen vor, so können sie erfasst und
gewichtet werden.
Der Hinweis von Unternehmerseite
auf die je nach Gesteinssorte mehr
oder weniger starken natürlichen
Schwankungen in Farbe und Struk-
tur ist in vielen Fällen berechtigt.
Ein Freibrief für Vertragsabwei-
chungen stellt dieser Einwand je-
doch nicht dar. Klare Abweichungen
von wesentlichen Vertragsbestand-
teilen können, auch wenn sie die
technische Qualität des Werkes
nicht betreffen, das Anrecht des
Kunden auf Ersatz des Werkes nach
sich ziehen – solche Fälle sind aber
die Ausnahme.
Da präzise Vorgaben zu ästhetischen
Gesichtspunkten oftmals fehlen und
im Streitfall einmal gemachte münd-
liche Zusicherungen über ein geringes
Gewicht verfügen, ist die Beurtei-
lung solcher Fälle häufig schwierig.
Der Gutachter richtet sich dabei nach
subjektiven Kriterien, wie z.B. der
zu erwartenden, bezüglich Ästhetik
«normalen» Ausführungsqualität,
nach den natürlich vorgegebenen
Farb- und Strukturschwankungen
des betreffenden Gesteins sowie
nach dem konkreten Umfeld, in dem
sich das Werk befindet. Es ist klar,
dass eine besonders kostspielige Ar-
beit in einem zur Repräsentation
dienenden Umfeld strenger beurteilt
wird als eine Standardarbeit im
Treppenhaus eines Mehrfamilien-
hauses. Das Resultat der Beurtei-
lung ist, wenn die Einwände wirk-
lich berechtigt sind, in der Regel ein
Minderwert. Nachbesserungen sind
häufig nicht empfehlenswert, da sie
das Risiko einer «Verschlimmbesse-
rung» beinhalten (Fugenbild, Farb-
und Strukturabweichungen des Er-
satzmaterials etc.). In vielen Fällen

sind die Einwände nicht berechtigt –
der Umstand allein, dass ein vom
Kunden ausgesuchtes und bestelltes
Werk diesem nach Fertigstellung
nicht mehr gefällt, kann niemandem
angelastet werden.

Das Werk weicht nach Ansicht
des Kunden in technischer
Hinsicht vom Erwarteten ab
Bei Natursteinarbeiten kann es sich
in diesem Bereich um eine Vielzahl
unterschiedlicher Dinge handeln.
Häufig sind Einwendungen wegen
Überzähnen, Politur, Ebenheit, Ge-
fälle, Rissen, Kratz- und Schleif-
spuren, Kantenausbrüchen, Mass-
genauigkeit, Fugenfüllung, etc. In
solchen Fällen verschafft sich der
Gutachter ein Bild über den effek-
tiven Umfang der Mängel, d.h. er
unterscheidet zwischen normaler 
Ausführungstoleranz und ungenauer 
Arbeit bzw. zwischen konformem
und fehlerhaftem Material. Dabei
gibt es etliche Dinge, die man mes-
sen bzw. anteilsmässig erfassen
kann (z.B. Überzähne, Politur, Eben-
heit, Gefälle, Risse, Massgenauig-
keit, Anteil beschädigter Kanten).

Nicht in allen Fällen stellen die vor-
handenen Normen (SIA) einen kla-
ren Massstab für die Beurteilung sol-
cher Mängel bereit. Ist dies der Fall,
so kann der Gutachter seine Beurtei-
lung auf die Norm abstützen. Ist die
Norm Vertragsbestandteil, so hilft dies
bei der Beurteilung zusätzlich. Hier
muss angemerkt werden, dass es in
der geltenden Norm SIA 246 (Na-
turstein-Arbeiten) Angaben gibt, die
nicht mehr dem Stand der Technik
entsprechen, und dass z.B. die For-
derung, dass die Überzähne überhaupt

nicht vorkommen dürfen, nicht er-
füllbar ist. Die Frage, wie gross Über-
zähne sein dürfen hängt von der
Rauhigkeit der Plattenoberfläche
ab. Fehlen klare Vorgaben durch die
Normen, dann gelten die aktuellen,
allgemeinen Regeln der Baukunst.

Da es sich im konkreten Fall meis-
tens um eine Kombination verschie-
dener Mängel handelt, muss bei der
abschliessenden Beurteilung das
Gesamte gewichtet werden. Nach-
besserungen sind je nach Mangel
gut möglich. Ist dies nicht der Fall
und stellen die Mängel nur leichte
Beeinträchtigungen dar, so ist es oft
sinnvoll, sich auf einen Minderwert
zu einigen. Ist das Werk in erheb-
licher Weise beeinträchtig und eine
Nachbesserung nicht möglich, dann
steht die Forderung nach Ersatz im
Raum. Ob sich eine solche Forde-
rung durchsetzen lässt, hängt davon
ab, ob das Werk überhaupt noch als
brauchbar zu bezeichnen ist und 
ob wesentliche Vertragsbestandteile
verletzt wurden. In solchen Fällen
ist der Beizug eines Juristen emp-
fehlenswert.

Das Werk hat augenfällige
Schäden und/oder versagt
bzw. verändert sein Aussehen
erheblich unter den gege-
benen Beanspruchungen
Diese dritte Kategorie stellt den
klassischen Schadenfall dar. Häufi-
gere Fälle sind Belagsablösungen,
starke Verfärbungen, Ausblühungen
kombiniert mit Belagsschäden so-
wie massive Rissbildungen. Auch
hier beginnt der Gutachter mit einer
Schadenaufnahme vor Ort. Da die
Schadensumme in solchen Fällen
beträchtliche Ausmasse annehmen
kann, ist eine genaue Ursachenbe-
stimmung oftmals unerlässlich. Hin-
ter dem offensichtlichen Schaden
können Ursachen stehen, die nicht
durch das betroffene Werk ausgelöst
wurden, sondern aus dem Unter-
grund stammen oder die z.B. durch
Planungsfehler zu einem früheren
Zeitpunkt verursacht worden sind.

Ein Teil dieser Fälle kann aufgrund
von Aufnahmen und Messungen am
Objekt gelöst werden. Bei einem an-
deren Teil muss die Konstruktion
geöffnet werden und es müssen Ma-
terialproben entnommen werden. An
diesen Proben werden dann die ent-
scheidenden Grössen labortechnisch
bestimmt. Chemische Untersuchun-
gen, Feuchtigkeitsmessungen, Fes-
tigkeitsmessungen, mikroskopische
Gefügeuntersuchungen sowie die Be-
stimmungen der Baustoffdichte und
der Porosität sind die gängigen Un-
tersuchungsmethoden. Mittels dieser

Untersuchungen beurteilt der Gutach-
ter beispielsweise, ob die Materialien
untereinander verträglich sind, ob
sie die Grundanforderungen bezüg-
lich Beständigkeit erfüllen oder ob
überhaupt die Materialien verwen-
det worden sind, die man vereinbart
hat. Auch verarbeitungstechnische
Zusammenhängelassen sich aus den
Untersuchungen ableiten. In be-
stimmten Fällen muss der Gutachter
weitere Fachleute hinzuziehen, um
beispielsweise ingenieurtechnische
oder bauphysikalische Fragen zu be-
antworten. Solche Verfahren sind
aufwändig, dauern ihre Zeit und ha-
ben oftmals einen stattlichen Preis.
Aus diesem Grund ist ein gemein-
schaftliches Vorgehen unter Einbe-
zug aller Parteien zu empfehlen.

Die abschliessende Ursachenbe-
stimmung unternimmt der Gutach-
ter dann wieder unter Einbezug aller
massgeblichen Angaben, dem vor-
liegenden Schrifttum und den tech-
nischen Untersuchungsergebnissen.
In vielen Fällen kann die Ursache
klar definiert werden, in einigen Fäl-
len gelingt dies nur bis zu einem be-
stimmten Grad und in einigen weni-
gen Fällen bleiben wichtige Fragen
ungelöst. Dies hängt vielfach damit
zusammen, dass bestimmte Erschei-
nungen (z.B. Verfärbungen) analy-
tisch sehr schwer zu fassen sind und
dass sich die Schäden über einen
längeren Zeitraum entwickelt ha-
ben. Solche Schäden können labor-
technisch, wenn überhaupt, nur mit
einem unverhältnismässig hohen
Kosten- und Zeitaufwand nachge-
stellt und damit zweifelsfrei be-
stimmt werden.

Die Grösse eines Schadenfalls hat
keinen dirketen Zusammenhang mit
der Komplexität der Schadenursa-
che – grosse Schäden können einfa-
che, leicht zu ermittelnde Ursachen
haben und kleine Schäden können
bisweilen sehr schwer zu ermittelnde
Ursachen haben. Der Auftraggeber
eines Gutachtens sollte sich deshalb
vorgängig beim bestimmten Gutach-
ter über die approximativen Kosten,
den ungefähren Zeitaufwand und
die Erfolgsaussichten informieren.
Nebenbei bemerkt hat die Aussicht
auf eine teure Untersuchung oftmals
den heilsamen Effekt, dass sich die
Beteiligten gütlich einigen und der
Schaden ohne zusätzlichen Auf-
wand behoben wird.

Weitergehende Leistungen
des Gutachters
Je nach Situation wird vom Gutach-
ter verlangt, dass er weitergehende
Aussagen macht oder weitergehende
Leistungen erbringt. Hierzu gehören

zum Beispiel die Unterbreitung von
Sanierungsvorschlägen, die Schät-
zung der Sanierungskosten, die 
Angabe eines Kostenteilers (als Vor-
schlag oder verbindlich nach vor-
gängiger Vereinbarung) sowie Kon-
trollen während der Instandsetzung.
Diese Leistungen erfordern einen
zusätzlichen Aufwand und sind da-
rum zusätzlich zu honorieren. Nicht
jeder Gutachter will und/oder kann
diese Zusatzaufgaben übernehmen
(je nach konkretem Fall).

Fazit
Die Erstellung eines Gutachtens hat
für den Auftraggeber in der Regel
unerfreuliche Gründe. Oftmals stellt
ein Gutachten aber den einzigen
Weg dar, bei Meinungsverschieden-
heiten auf saubere und klare Art und
Weise zu einer Lösung zu finden.
Die meisten Gutachten in der Na-
tursteinbranche können mit kleinem
Aufwand gemacht werden und
wenn sie als gemeinschaftliches
Gutachten erstellt werden, sind sie
das beste Mittel, um einen Rechts-
streit abzuwenden. Gutachten haben
aber auch ihre Grenzen – diese
Grenzen liegen einerseits beim Gut-
achter selbst, der gezwungen sein
kann, nach subjektiven Gesichts-
punkten bewerten zu müssen und
andererseits im konkreten, techni-
schen Problem, das sich aus techni-
schen oder finanziellen Gründen
nicht immer eindeutig lösen lässt.

Um dem in bestimmten Fragen be-
stehenden Notstand bezüglich ver-
bindlicher Vorgaben abzuhelfen, 
werden durch die Technische Kom-
mission des Naturstein-Verbandes
Schweiz (NVS) laufend Merkblätter
und Planungshilfen verfasst und pu-
bliziert, in denen die wichtigsten
Vorgaben und Toleranzen aufge-
führt sind (Ordner: Bauen mit Na-
turstein, erhätlich beim NVS, Post-
fach 6922, 3001 Bern).
Auch in der Schriftenreihe Natur-
BauStein gibt es einige Publikatio-
nen, die als Orientierungshilfen 
benutzt werden können. Diese Pub-
likationen (inkl. Normen) stellen in
etwa den Stand des Wissens dar und
sind damit Bestandteil der Regeln
des Handwerks. Von einem Gutach-
ter des Naturstein-Verbandes Schweiz
darf erwartet werden, dass er diese
Literatur kennt und anwendet.
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Auch hochtechnisierte Untersuchungen können nicht immer 
zwingend sämtliche Ursachen klären.
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